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Einleitung 

Die 1986 von Thürer1 und 1989 von Meis2 vorgelegten Arbeiten über die 
(verfassungs-)rechtlichen  wie faktischen Beziehungen zwischen Bund und Ge-
meinden belegen die unverminderte Aktualität eines Themas, das seit der „Renais-
sance" kommunalwissenschaftlicher Forschung3 in den 60-er Jahren in zuneh-
mendem Maße auch unter (finanz-)verfassungs-  wie staatsrechtlichen Aspekten 
diskutiert wird. 

Betrachtet man die einzelnen „Stationen" der wissenschaftlichen Befassung 
mit Begriff  und Gehalt des mit Verfassungsrang  ausgestatteten Rechtsinstituts4 

der kommunalen Selbstverwaltung einerseits, ihren realen Handlungs- und Entfal-
tungsspielräumen5 andererseits, so überrascht ein Mehrfaches: 

So verständlich die Behandlung der Thematik „Die neueste Entwicklung des 
Gemeindeverfassungsrechts  in Deutschland" anläßlich der 2. Tagung der Vereini-
gung der Deutschen Staatsrechtlehrer im Jahre 19256 angesichts der seit 1918/ 
19 in Gang gesetzten gesellschaftlichen, verfassungs- und staatsrechtlichen wie 
kommunalverfassungsrechtlichen  Umgestaltungen7 war, so erstaunlich mutet 
gleichzeitig die Tatsache an, daß mehr als 50 Jahre vergingen, ehe sich die 
deutsche Staatsrechtslehre dieses Problemkreises 19778 in umfassender und er-

1 Thürer,  Bund und Gemeinden, 1986. 
2 Meis,  Verfassungsrechtliche  Beziehungen zwischen Bund und Gemeinden, 1989. 
3 Für die Forschungsentwicklung nach dem 2. Weltkrieg vgl. Knemeyer,  Kommunal-

rechtliche Forschung in der Bundesrepublik Deutschland, in: Hesse (Hrsg.), Kommunal-
wissenschaften in der Bundesrepublik Deutschland, 1989, S. 71 ff. 

4 Nach Stern  (Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1, 1977, § 12 II 
3, S. 306) verstanden als institutionelle Rechtssubjektsgarantie der Gemeinden und Ge-
meindeverbände einerseits, als objektive Rechtsinstitutionsgarantie der kommunalen 
Selbstverwaltung andererseits, als subjektive Rechtstellungsgarantie der Gemeinden und 
Gemeindeverbände bei Angriffen  auf Rechtssubjekts- und Rechtsinstitutionsgarantie 
zum dritten. 

5 Vgl. hierzu paradigmatisch von Mutius,  Handlungs- und Entfaltungsspielraum der 
kommunalen Selbstverwaltung, Gutachten E zum 53. Deutschen Juristentag, 1980, 
S. 9 ff. 

6 Stier-Somlo,  Fritz, Die neueste Entwicklung des Gemeindeverfassungsrechts  in 
Deutschland; von Köhler,  Ludwig, Die Entwicklung des Gemeindeverfassungsrechts  seit 
der Revolution in Württemberg, Baden und Hessen; Helfritz,  Hans, Die Entwicklung 
des Gemeindeverfassungsrechts  seit der Revolution, sämtl. in: VVDStRL 2 (1925), 
Berlin und Leipzig 1925, S. 122 ff. 

7 Siehe hierzu statt aller: Huber,  Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. V, 
1978, Kap. XI ff.,  §§ 56 ff.,  S. 953 ff. 

8 Bliimel,  Willi, Gemeinden und Kreise vor den öffentlichen  Aufgaben der Gegenwart 
(Erster Bericht); Grawert,  Rolf, Gemeinden und Kreise vor den öffentlichen  Aufgaben 
der Gegenwart (Zweiter Mitbericht), VVDStRL 36 (1977), S. 171 ff.  bzw. 277 ff. 

2 Hofmann-Hoeppel 
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schöpfender Weise wieder annahm. Die gewiß nicht minder bedeutsame Zäsur 
des Jahres 1945, die abgesehen von militärischer Niederlage und staatlicher 
Neukonstituierung gerade in kommunalrechtlicher Hinsicht durch das Bemühen 
gekennzeichnet war, mit der Ablösung der Deutschen Gemeindeordnung vom 
30.1.19359 durch den sogenannten Weinheimer Entwurf 10 einen Neubeginn hin-
sichtlich der kommunalen Aufgabenerfüllung  zu dokumentieren, war offensicht-
lich kein hinreichender Anlaß für eine solche grundlegende Bestandsaufnahme, 
die auch deshalb nahegelegen hätte, weil der Wechsel von der „inhaltslosen"11 

und „praktisch ziemlich wertlosen"12 Verfassungsbestimmung des Art. 127 WRV 
zur Garantienorm des Art. 28 Abs. 2 GG einen grundlegenden Bedeutungswandel 
anzeigte. 

Im Zeitraum zwischen 1945 bis 1977 bzw. 1980 — die auf einer grundlegenden 
Bestandsaufnahme beruhende Bewertung vorhandener bzw. zu entwickelnder 
Ansätze zur Stärkung von Institution wie politisch-demokratischer Funktion kom-
munaler Selbstverwaltung durch Albert von Mutius anläßlich des 53. Deutschen 
Juristentages 198013 — fand die Diskussion über Problem- und Gefährdungspo-
tentiale kommunaler Selbstverwaltung zum großen Teil außerhalb des wissen-
schaftlich-institutionalisierten Bereichs in den Gremien der kommunalen Spitzen-
verbände wie der politischen Parteien14 statt. 

9 RGBl. 1935 I, S. 49 ff. 
1 0 Der Weinheimer Entwurf einer Gemeindeordnung, Ergebnis einer am 2./3.7.1948 

abgehaltenen Tagung der Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und der Innenmini-
ster der Länder der Westzonen, ersetzte den tradierten Aufgabendualismus nach Selbst-
verwaltungsangelegenheiten einerseits, Auftragsangelegenheiten andererseits durch ein 
monistisches Modell, wonach die Gemeinden in ihrem Gebiet ausschließliche und eigen-
verantwortliche Träger der gesamten öffentlichen  Verwaltung sein sollten (§ 2 Satz 1 
dieses Entwurfs);  vgl. hierzu: Engeli  /  Hauss,  Quellen zum modernen Gemeindeverfas-
sungsrecht in Deutschland, 1975, S. 743 ff.  sowie Schmidt-Eichstaedt,  Die Rechtsqualität 
der Kommunalaufgaben, in: Püttner (Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissenschaft 
und Praxis, Bd. 3, 1982, § 48 B, S. 9 ff.,  S. 16. 

11 Anschütz,  Gerhard, Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919, 
Kommentar, 14. Aufl., Berlin 1933, S. 334. 

12 Giese,  Friedrich, Die Verfassung des Deutschen Reiches, Kommentar, 8. Aufl., 
Berlin 1931, S. 334. 

13 Vgl. FN 5. 
1 4 Zeugnis hierfür  sind die in den 70-er Jahren verabschiedeten kommunalpolitischen 

Grundsatz- bzw. Aktionsprogramme von CDU/CSU, SPD, FDP und der Partei „Die 
Grünen"; vgl. hierzu: Kommunalpolitisches Grundsatzprogramm der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CDU/CSU Deutschlands, beschlossen auf der Bundesvertreterver-
sammlg. vom 21./22.11.1975 in Stuttgart; Kommunalpolitisches Grundsatzprogramm 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, beschlossen vom Bundesparteitag am 
15.11.1975 in Mannheim; Thesen liberaler Kommunalpolitik, beschlossen auf dem 26. 
Ordenti. Bundesparteitag der FDP in Mainz 1975, ergänzt durch die Sitzung des Bundes-
hauptausschusses der FDP v. 29.4.1978 in Berlin, abgedr. in: Deutsches Institut für 
Urbanistik (Hrsg.), Kommunalpolitische Grundsatzprogramme der Parteien, Textsamm-
lung und Synopse, bearb. von Michael Brettschneider und Barbara Göbel, Berlin 1976; 
zum Vergleich der unterschiedlichen Positionen vgl. Holler,  Wolfgang, Ziele und Rah-
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Eine Sichtung des dort Erarbeiteten — etwa der Erträge der Professorengesprä-
che des Deutschen Städtetages15 und des Deutschen Landkreistages16 — zeigt 

menbedingungen kommunaler Politik. Eine vergleichende Analyse der kommunalpoliti-
schen Grundsatzprogramme von SPD, CDU/CSU und FDP, in: Nassmacher,  Karl-Heinz 
(Hrsg.), Kommunalpolitik und Sozialdemokratie. Der Beitrag des demokratischen Sozia-
lismus zur kommunalen Selbstverwaltung, Bonn-Bad Godesberg 1977, S. 126 ff.  Zu den 
Initiativen der Parteien auf Bundesebene vgl. die bei Blümel,  Gemeinden und Kreise 
vor den öffentlichen  Aufgaben der Gegenwart, VVDStRL 36 (1977), S. 182 f., in den 
FN 45-50 wiedergegebenen Nachw. unter Berücksichtigung des Schlußberichts der 
Enquête-Kommission Verfassungsreform  (BT-Drs. 7/5924 = Zur Sache 3/76) sowie 
der Kommunaldebatte im Deutschen Bundestag in der 128. Sitzung v. 7.11.1974 (Ste-
nogr. Berichte, S. 8568 ff.).  Zur Antwort der Bundesregierung mit dem Titel „Lage der 
Städte, Gemeinden und Kreise" auf die Große Anfrage der SPD-Bundestagsfraktion 
vgl.: Demokratische Gemeinde 1988, 28 ff.,  KStZ 1988, 204 ff.  sowie Kommunalpoliti-
sche Blätter 1989, 105 ff. 

is Vgl. hierzu die bei Blümel,  Gemeinden und Kreise vor den öffentlichen  Aufgaben 
der Gegenwart, VVDStRL 36 (1977), S. 176 mit FN 20, gegebenen Nachweise. Deutscher 
Städtetag und Deutscher Städte- und Gemeindebund behandeln im übrigen aktuelle 
Gegenwartsfragen  kommunaler Selbstverwaltung regelmäßig auf den Hauptausschußsit-
zungen bzw. Hauptversammlungen sowie auf einer Vielzahl von Podiumsgesprächen 
und Fachkonferenzen; vgl. hierzu beispielhaft: 3. Hauptausschußsitzung des DStGB vom 
28.5.1975 (Bad Kissingen) mit den Themen „Lebendige gemeindliche Selbstverwaltung 
— Säule der Demokratie" und „Finanzwirtschaftliche Ordnung im kreisangehörigen 
Raum"; Podiumsgespräch anläßlich der 3. Hauptausschußsitzung vom 27.5.1975 (Bad 
Kissingen) mit dem Thema „Die Funktionalreform als Fortsetzung der Gebietsreform"; 
4. Mitgliederversammlung des DStGB vom 26.10.1979 mit den Themen „Finanzen", 
„Gestaltung der bebauten und unbebauten Umwelt" und „Sozialpolitik in den Gemein-
den"; 9. Hauptausschußsitzung vom 3.4.1981 (Bergisch-Gladbach) mit dem Thema 
„Möglichkeiten und Grenzen gemeindlicher Wirtschaftsförderung";  Deutscher Gemein-
dekongreß vom 27.11.1981 (Bonn) mit den Themen „Sparen — Die notwendige Re-
form", „Energiepolitik in den Gemeinden" und „Verkehrsbedienung und -erschließung 
im kreisangehörigen Raum"; Deutscher Gemeindekongreß vom 28.10.1983 (Bonn) mit 
den Themen „Finanzen", „Neue Medientechnologien und Gemeinden" und „Vereinfa-
chung und Fortentwicklung des Städtebaurechts"; Deutscher Gemeindekongreß vom 
18./19.5.1988 (Bonn) mit dem Generalthema „Die Zukunft der kommunalen Selbstver-
waltung" (Aktionsprogramm Ländlicher Raum / Finanzsituation der Städte und Gemein-
den/Umweltschutz). Die Themenkataloge der Hauptversammlungen des Deutschen 
Städtetages werden durch die vom DST unterhaltenen „Neue Schriften des Deutschen 
Städtetages" dokumentiert: „Starke Städte-Lebendige Demokratie. Standort und Zukunft 
der kommunalen Selbstverwaltung" (20. Hauptversammlung vom 9. -11.5.1979 in Kiel, 
Neue Schriften des Deutschen Städtetages, Bd. 38); „Neue Wohnungsnot in unseren 
Städten" (Fachkonferenz vom 4./5.3.1980 in München, Neue Schriften des Deutschen 
Städtetages, Bd. 41); „Ausländische Mitbürger in unseren Städten" (Fachkonferenz vom 
21./22.10.1980 in Bochum, Neue Schriften des Deutschen Städtetages, Bd. 42); „Städte 
und Staat" (Festsitzung vom 27.11.1980 in Bonn, Neue Schriften des Deutschen Städteta-
ges, Bd. 43); „Bessere Chancen für die Städte und ihre Bürger" (21. Hauptversammlung 
vom 25.-27.5.1981 in Hamburg, Neue Schriften des Deutschen Städtetages, Bd. 45); 
„Unser Land braucht starke Städte" (22. Hauptversammlung vom 13.-15.6.1983 in 
Frankfurt,  Neue Schriften des Deutschen Städtetages, Bd. 48); „Die Stadt — Heimat 
ihrer Bürger" (23. Hauptversammlung vom 11.-13.6.1985 in Berlin, Neue Schriften 
des Deutschen Städtetages, Bd. 53); „Städte für eine bessere Umwelt" (24. Hauptver-
sammlung vom 2.-4.6.1987 in Köln, Neue Schriften des Deutschen Städtetages, Bd. 56). 

1 6 Zu den Professorengesprächen  des Deutschen Landkreistages vgl. von der  Heide, 
in: DÖV 1973, 522 („Standort und Fortentwicklung der kommunalen Selbstverwaltung 
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